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Text 

Bestimmung des Straßenverlaufes, Ausbau und Auflassung von 
Straßenteilen 

§ 4. (1) Vor dem Bau einer neuen Bundesstraße oder ihrer Teilabschnitte oder vor der Zulegung 
einer zweiten Richtungsfahrbahn oder vor Ausbaumaßnahmen sonstiger Art an Bundesstraßen hat der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie über Antrag des Bundes 
(Bundesstraßenverwaltung) unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen der §§ 7 und 7a, die 
Wirtschaftlichkeit des Bauvorhabens, die Umweltverträglichkeit und die Erfordernisse des Verkehrs, 
darüber hinaus die funktionelle Bedeutung des Straßenzuges sowie unter Bedachtnahme auf die 
Ergebnisse der Anhörung (Abs. 5) den Straßenverlauf im Rahmen der Verzeichnisse durch Festlegung 
der Straßenachse, im Falle eines Ausbaues durch Beschreibung, beides auf Grundlage eines konkreten 
Projektes, durch Bescheid zu bestimmen. Hiezu können im Bescheid die erforderlichen Auflagen, 
Bedingungen und Befristungen vorgeschrieben werden. Dieser Bescheid tritt außer Kraft, wenn nicht 
binnen 10 Jahren ab Rechtskraft mit wesentlichen Baumaßnahmen zur Errichtung begonnen wurde. Wenn 
dies zweckmäßig erscheint, kann die Verwirklichung des Straßenbauvorhabens über Antrag in 
Abschnitten genehmigt werden. 

(2) Jedenfalls keine Ausbaumaßnahmen sonstiger Art sind: 

Schutzbauten zur Beseitigung von Gefahrenbereichen oder Umlegungen, die durch Katastrophenfälle 
oder Brückenneubauten bedingt werden, die Errichtung zusätzlicher Parkplätze mit weniger als 750 
Stellplätzen, die Errichtung zusätzlicher Betriebe gemäß § 27 mit einer Flächeninanspruchnahme von 
weniger als 5 ha, die Zulegung von Kriechspuren, Rampenverlegungen, die Errichtung von zusätzlichen 
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Einzelrampen bei bestehenden Knoten oder Anschlussstellen, Änderungen der Straßenachse oder der 
Nivelette um weniger als 5 m, Anlagen für den Straßenbetrieb und Umweltschutzmaßnahmen. Die 
Errichtung von sonstigen Betrieben gemäß § 27, die Zulegung weiterer Fahrstreifen und Änderungen der 
Nivelette, die nicht der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, sind 
auch keine Ausbaumaßnahmen sonstiger Art. 

(3) Werden Straßenteile für den Durchzugsverkehr entbehrlich oder hat sich eine wesentliche 
Änderung der Voraussetzungen nach Abs. 1 ergeben, so kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie über Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die Auflassung dieser Straßenteile 
als Bundesstraße durch Bescheid verfügen. § 1 Abs. 2, dritter Satz, gilt sinngemäß. Sofern die 
aufgelassenen Straßenteile nicht mehr Verkehrszwecken dienen, sind sie vom Bund 
(Bundesstraßenverwaltung) hinsichtlich ihrer Kulturgattung in einen den anrainenden Grundstücken 
ähnlichen Zustand zu versetzen (Rekultivierung). Vor Erlassung eines Bescheides sind die berührten 
Länder und Gemeinden zu hören; die Gemeinden werden hiebei im eigenen Wirkungsbereich tätig. 

(4) Die Bescheide nach Abs. 1 und 3 sind in den berührten Gemeinden und beim Amt der 
Landesregierung des jeweiligen Landes zur Einsicht aufzubewahren. 

(5) Vor Erlassung eines Bescheides nach Abs. 1 sind ausreichende Plan- und Projektunterlagen 
sowie Unterlagen zur Darlegung der Umweltverträglichkeit durch sechs Wochen in den berührten 
Gemeinden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Zeit und Ort der Auflage sind durch einmalige 
Veröffentlichung im Amtsblatt zur Wiener Zeitung und in einer im betreffenden Bundesland weit 
verbreiteten Tageszeitung sowie durch Anschlag an den Amtstafeln des Gemeindeamtes (Rathauses) der 
berührten Gemeinden kundzumachen. Innerhalb dieser Auflagefrist kann jedermann schriftlich eine 
Stellungnahme und können Nachbarn (§ 7a) schriftlich Einwendungen beim Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie einbringen. 

(6) Kosten, die der Behörde im Rahmen des Verfahrens gemäß dieser Bestimmung erwachsen, wie 
Gebühren oder Honorare für Sachverständige oder Projektkoordinatoren, sind vom Projektwerber zu 
tragen. Geleitet von den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis 
kann die Behörde mit Bescheid dem Projektwerber die Bezahlung der geprüften Rechnungen direkt an 
den Rechnungsleger vorschreiben. 
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